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Tarifpluralität und Gewerkschaftskonkurrenz sind weder aus juristischer noch ökonomischer 
Sicht zu beanstanden. Denn das BAG selbst hatte unlängst das Prinzip der Tarifeinheit für den 
Fall einer Tarifpluralität aufgegeben (JG 2010 Ziffern 499 ff.). Die Monopolstellung einer 
Gewerkschaft widerspricht dem wettbewerblichen Prinzip eines marktwirtschaftlichen Wirt-
schaftssystems, und niedrigere Tarifabschlüsse als die des DGB von vornherein als „Dum-
pinglöhne“ zu diskreditieren, ist bereits von der Wortwahl her betrachtet ungerechtfertigt und 
bestreitet darüber hinaus die Vorteile eines Preiswettbewerbs. 
 
Mithin bestand für die den CGZP-Tarifvertrag anwendenden Leiharbeitsfirmen kein Anlass, 
an der Rechtswirksamkeit ihres Tarifvertrags zu zweifeln. Selbst wenn die rückwirkende Un-
wirksamkeit der CGZP-Tarife endgültig von der Arbeitsgerichtsbarkeit bejaht wird, sollte sie 
aus den genannten Gründen einen Vertrauensschutz gewähren. Andernfalls wäre seitens der 
Einzelgewerkschaften der CGZP, soweit sie tariffähig sind, zu prüfen, die in den Tarifverträ-
gen der CGZP festgelegten Arbeitsbedingungen in Kraft zu setzen (Löwisch, 2011). 
 
501. Der Gesetzgeber sollte sich ebenfalls angesprochen fühlen und prüfen, ob die Tariffä-
higkeit insbesondere von Spitzenorganisationen klarer zu regeln ist, um für eine größere 
diesbezügliche Rechtssicherheit zu sorgen. Denn das Gesetz stellt den Tarifvertragsparteien 
im Vorfeld eines Tarifabschlusses kein Instrument zur Verfügung, um die Tariffähigkeit des 
Verhandlungspartners feststellen zu lassen, anders als beispielsweise in Österreich, das ein 
solches Regelungskonzept in Form eines Schnellverfahrens kennt (Henssler, 2011). Im Inte-
resse einer funktionstüchtigen Gewerkschaftskonkurrenz sollten die Anforderungen an die 
Tariffähigkeit von Spitzenorganisationen nicht zu restriktiv, auf jeden Fall aber hinlänglich 
transparent ausgestaltet sein. 
 

IV. Eine andere Meinung 

502. Ein Mitglied des Sachverständigenrates, Peter Bofinger, vertritt zu der in diesem Kapi-
tel vorgenommenen Diagnose der Arbeitsmarktentwicklung und zu einigen daraus abgeleite-
ten Politikimplikationen eine abweichende Meinung. 
 
503. Die Mehrheit sieht einen deutlichen Zusammenhang zwischen der günstigen Arbeits-
marktlage und einem „beschäftigungsfreundlichen Kurs“ der Lohnpolitik, dass also insge-
samt gesehen die Tariflohnpolitik seit Mitte des vergangenen Jahrzehnts einen beschäfti-
gungsfreundlichen Kurs eingeschlagen habe, deren Früchte in Form einer robusten Beschäfti-
gungsdynamik gerade auch die Arbeitnehmer ernten konnten. Erst wenn Vollbeschäftigung 
erreicht sein wird, könne der Verteilungsspielraum voll ausgeschöpft werden. Der Sachver-
ständigenrat versteht mehrheitlich unter „beschäftigungsfreundlich“, dass die Lohnentwick-
lung den vor allem durch Produktivitätssteigerungen bestimmten Verteilungsspielraum nicht 
vollständig ausschöpft (Tabelle C1, Anhang IV). 
 
Es trifft zu, dass in den Jahren 2004 bis 2007 die Lohnentwicklung hinter dem so definierten 
Verteilungsspielraum zurückgeblieben ist. Dies hat sich in der Folgezeit jedoch schlagartig 
geändert. Da die Unternehmen in der Krisenphase trotz einer sehr ungünstigen Produktivität 
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die Löhne weiter erhöht haben, ist es zu einem starken „Überziehen“ des so definierten Ver-
teilungsspielraums in den Jahren 2008 und 2009 gekommen. Insgesamt ist damit für den ge-
samten Zeitraum bis zum Jahr 2011 die Lohnzurückhaltung der Jahre 2004 bis 2007 völlig 
zunichte gemacht worden; die Lohnstückkosten liegen in der Gesamtwirtschaft sogar wieder 
deutlich über dem Niveau zu Beginn des letzten Jahrzehnts (Schaubild 76). 
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Schaubild 76

Entwicklung des Verteilungsspielraums und der Lohnstückkosten in Deutschland
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504. Wie die bis zum aktuellen Rand äußerst positive Entwicklung am Arbeitsmarkt verdeut-
licht, sind von dieser „großzügigen Lohnpolitik“ offensichtlich nicht die von der Mehrheit 
des Rates befürchteten negativen Auswirkungen ausgegangen. Man könnte vielmehr durchaus 
geneigt sein, das Gegenteil zu unterstellen. Vergleicht man die Beschäftigungsentwicklung in 
Deutschland und im Euro-Raum, so zeigen sich eindeutige deutsche Erfolge erst ab dem 
Jahr 2008 (Schaubild 77). Es spricht somit auch in Zukunft wenig dafür, bei Tariflohnerhö-
hungen den Verteilungsspielraum nicht voll auszuschöpfen. 
 
505. Überschätzt wird von der Mehrheit der Beitrag der Arbeitsmarktreformen für die 
„robuste Beschäftigungsdynamik“ (Ziffern 458 ff.) der letzten Jahre. Die unerwartet wider-
standsfähige Konstellation des Arbeitsmarkts in der schweren Wirtschaftskrise des Jah-
res 2009 ist größtenteils nicht auf die von den Arbeitsmarktreformen intendierte „externe Fle-
xibilität“, sondern vielmehr auf ein hohes Maß an „interner Flexibilität“, insbesondere in der 
Form der Arbeitszeitverkürzung zurückzuführen (Möller, 2010; Schatz und Spitznagel, 2010). 
Während sich die Arbeitszeit je Erwerbstätigen in den Vereinigten Staaten in der Krise nur 
wenig verminderte und heute nahezu wieder das Vorkrisenniveau erreicht hat, kam es in 
Deutschland zu einem sehr viel deutlicheren Rückgang, der bis zuletzt nicht voll aufgeholt 
worden ist (Schaubild 78). 
 

Daten zum Schaubild
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Schaubild 77

Entwicklung der Erwerbstätigen in Deutschland und im Euro-Raum ohne Deutschland1)

Veränderung gegenüber dem Vorjahr
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506. In Anbetracht der ungewöhnlich guten Verfassung des deutschen Arbeitsmarkts und 
insbesondere unter Berücksichtigung der äußerst flexiblen Reaktion auf die schwere Wirt-
schaftskrise des Jahres 2009 ist nur schwer nachvollziehbar, wieso die Mehrheit des Rates 
weiterhin darauf drängt, den Kündigungsschutz zu flexibilisieren. Von „Rigiditäten auf den 
Arbeitsmärkten“ kann bei der hohen internen Flexibilität des deutschen Arbeitsmarkts, die 
international bewundert wird, ebenso wenig die Rede sein wie von einer Behinderung der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen durch einen inflexiblen Kündi-
gungsschutz (Ziffer 466). 
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Schaubild 78

Arbeitsstunden je Erwerbstätigen in Deutschland und in den Vereinigten Staaten
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507. Außerdem gibt es keinerlei Veranlassung, die Bindungswirkung  von Tarifverträgen 
durch Änderungen im Tarifvertragsrecht weiter zu schwächen (Ziffer 467). Wenn die deut-
sche Wirtschaft in einem zunehmend labileren globalen und europäischen Umfeld in den 
nächsten Jahren eine eigenständige Wachstumsdynamik entfalten soll, wird dies nur möglich 
sein, wenn die über ein Jahrzehnt zu beobachtende, im internationalen Vergleich ungewöhnli-
che Schwäche des privaten Verbrauchs (Schaubild 79) überwunden werden kann. Eine 
wichtige Voraussetzung hierfür besteht darin, den seit längerem zu beobachtenden Anstieg 
der Einkommensungleichheit, der vor allem aus einer Aufspreizung der Entlohnungsstruk-
tur am unteren Ende resultiert, zu stoppen. Dass die Tarifbindung hierzu einen Beitrag leisten 
kann, lässt sich daraus schließen, dass die Ungleichheit in Ostdeutschland sehr viel ausge-
prägter ist als in Westdeutschland (Ziffern 562 ff.). 
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Schaubild 79

Private Konsumausgaben in Deutschland und in den Vereinigten Staaten
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508. Aus diesem Grund wäre auch für Deutschland ein allgemeiner gesetzlicher Mindest-
lohn dringend geboten. Die Mehrheit rät hiervon weiterhin ab. Zu den von der Mehrheit be-
haupteten negativen Effekten eines solchen Instruments verweise ich auf mein Minderheitsvo-
tum im Jahresgutachten 2006/07 (Ziffern 576 ff.) sowie auf aktuelle Studien zu den Beschäf-
tigungswirkungen von branchenspezifischen Mindestlöhnen, die vom Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales in Auftrag gegeben wurden. Sie beziehen sich auf das Elektrohandwerk, 
das Maler- und Lackiererhandwerk, die Pflege, das Dachdeckerhandwerk, die Abfallwirt-
schaft, das Bauhauptgewerbe, die Gebäudereinigung sowie die Wäschereien im Objektkun-
dengeschäft. 
 
509. Eine weniger starke Ungleichheit der Einkommen dürfte zudem einen wichtigen Beitrag 
für eine insgesamt stabilere Entwicklung der Weltwirtschaft leisten, da die Finanzkrise 
nicht allein durch Fehlentwicklungen innerhalb des Finanzbereichs, sondern nicht unerheblich 
durch weltweit ungewöhnlich stark wachsende Disparitäten bei der Einkommensverteilung 
verursacht worden ist. Diese haben auf der einen Seite zu hohen Geldvermögensbeständen bei 
den Vermögenden geführt, auf der anderen Seite ist es insbesondere in den Vereinigten Staa-

Daten zum Schaubild
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ten aufgrund der stagnierenden Realeinkommen bei der Mittelschicht zu einer wachsenden 
Verschuldungsneigung gekommen (Reich, 2010; Fitoussi und Saraceno, 2010). 
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Integraler Bestandteil dieser Analyse muss die Einordnung der Entwicklung der Strompreise 
und der Investitionsentscheidungen der privaten Akteure sein. Zwar dürfte es schwer sein, die 
Preissteigerungen in einem globalen Umfeld steigender Kosten für Energierohstoffe kausal 
dem Atomausstieg und der Energiewende zuzuordnen. Welche Steigerungen der Energieprei-
se von welcher Branche zu verkraften sein werden, ohne dass diese im Wettbewerb ins Hin-
tertreffen gerät, ist ebenfalls pauschal nicht zu beantworten. Nichtsdestoweniger ist die Be-
trachtung der Strompreisentwicklung und deren Auswirkungen für eine mögliche Anpassung 
des Prozesses an die wirtschaftlichen Gegebenheiten und mithin für die fortlaufende Akzep-
tanz der Energiewende unabdingbar. 
 
446. Von zentraler Bedeutung in einer umfassenden Strategie zur Energiewende ist die 
transparente Aufklärung der Öffentlichkeit um die mit dieser Weichenstellung verbundenen 
Zusammenhänge. Damit ist nicht nur die Bildungspolitik mit der verstärkten Vermittlung 
technologischer und naturwissenschaftlicher Erkenntnisse angesprochen. Zur demokratischen 
Legitimation der Energiewende sind darüber hinaus die Politik und die Sozial- und Wirt-
schaftswissenschaften gefordert. Insbesondere ist die Frage der alternativen Verwendungen 
volkswirtschaftlicher Ressourcen als Opportunitätskosten der Energiewende offen zu disku-
tieren, sonst könnte die aktuell für sie vorhandene Akzeptanz wieder verlorengehen. 
 
In diesem Sinne sind die Vorschläge der Ethik-Kommission zu unterstützen, den anstehenden 
Umsetzungsprozess der Energiewende durch die Einrichtung einer zentralen Stelle zur Orga-
nisation des gesellschaftlichen Diskurses zu begleiten (Ethik-Kommission). Nur wenn es ge-
lingen wird, eine hinreichende demokratische Teilhabe an Planungsprozessen, etwa für die 
benötigten Netze und Speicher, aber auch für den künftigen Bau fossiler Kraftwerke, zu ge-
währleisten, kann eine fortlaufende gesellschaftliche Akzeptanz der Energiewende erwartet 
werden. 
 
Eine andere Meinung 

447. Ein Mitglied des Rates, Peter Bofinger, kann sich dem in diesem Kapitel entwickelten 
Vorschlag, die Förderung erneuerbarer Energien von der für das EEG konstitutiven Preissteu-
erung auf eine Mengensteuerung umzustellen, nicht anschließen. Die folgenden Ausführun-
gen halten sich im Wesentlichen an Bergek (2010) sowie Bergek und Jacobsson (2010). 
 
Wie von der Mehrheit zutreffend festgestellt wird, besteht das Grundproblem der Men-
gensteuerung darin, dass tendenziell nur Technologien gefördert werden, die bereits markt-
reif sind (Ziffern 435 ff.). Dies ist darauf zurückzuführen, dass der Preis der Zertifikate durch 
die teuerste Energieform bestimmt wird, die erforderlich ist, um die Quote zu erfüllen (margi-
nale Technologie). Es werden damit erhebliche Potenziale für Renten der Anbieter geschaf-
fen, die zu Beginn eines solches Systems mit etablierten Technologien an den Markt gehen 
können. Je mehr es aufgrund der Ausbauziele erforderlich ist, die Quoten anzuheben, um An-
bieter mit höheren Kosten (zum Beispiel Offshore Windenergie) in den Markt zu bringen, 
desto höher werden die Renten der sub-marginalen Anbieter mit reifen Technologien. Kon-
kret werden diese Renten bestimmt vom Umfang der Quote, dem Potenzial der billigeren 
Technologien und den Kostenunterschieden zwischen den unterschiedlichen Technologien. 
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Die Mengensteuerung führt somit zu Anreizen, die ordnungspolitisch fraglich sind. Prämiert 
werden nicht die Innovatoren, die noch relativ unreife Technologien entwickeln und anwen-
den, sondern die Investoren, die auf etablierte Technologien setzen. 
 
Da die Mehrheit weder die Preis- noch die Mengenförderung als technologiepolitisches In-
strument einsetzen will, setzt sie auf eine Technologieförderung, die über eine „flankierende 
Innovations- und Technologiepolitik“ geleistet werden soll. Dabei bleibt unerwähnt, dass es 
mit dem EEG – neben den in diesem Kapitel immer wieder angesprochenen Problemen bei 
der Photovoltaik – sehr erfolgreich gelungen ist, für deutsche Unternehmen eine führende 
Stellung auf dem Markt für Windkraftanlagen zu erzielen. Während der deutsche Markt im 
Jahr 2009 lediglich 6 vH des Weltmarkts ausmachte, betrug der Umsatz der Hersteller von 
Windkraftanlagen in Deutschland 17,5 vH des weltweiten Umsatzes, die Exportquote lag bei 
75 vH. 
 
Bergek und Jacobsson (2010) führen dies darauf zurück, dass die Politik neue Technologien 
erfolgreich fördern kann, indem sie geschützte Märkte („nursing markets“ und „bridging mar-
kets“) etabliert. Diese schaffen für die Anbieter von Investitionsgütern einen Anreiz, in eine 
neue Industrie einzutreten und Ressourcen für die Produkt-, Prozess- und Marktentwicklung 
einzusetzen. Das deutsche EEG wird von den Autoren als ein erfolgreicher Beitrag zur Schaf-
fung eines „Brückenmarktes“ angesehen. Ohne eine solche Förderung entstehe eine Lücke 
zwischen der reinen Grundlagenforschung, die auch Demonstrations- und Pilotprojekte ein-
schließe, und der Förderung durch ein Quotensystem, das primär reife Technologien begüns-
tige. 
 
Somit besteht bei der von der Mehrheit präferierten Kombination aus Mengensteuerung und 
primär technologieneutraler Grundlagenforschung nicht nur die Gefahr, dass Deutschland 
seine führende Stellung als Anbieter neuer Technologien im Energiebereich verliert, sondern 
dass es mit einer Erhöhung der Quoten zugleich zu steigenden Renten für die Anbieter etab-
lierter Technologien kommt, die am Ende von den Stromverbrauchern zu bezahlen sind. 
 
Die Skepsis gegenüber der Mengensteuerung bedeutet nicht, dass es im EEG nicht weitere 
Spielräume für die Senkung der Vergütungssätze insbesondere bei der Photovoltaik gibt. 
 
Wenig überzeugend ist auch die Argumentation der Mehrheit, wonach es aus ökonomischer 
Sicht grundsätzlich zu hinterfragen sei, ob von einer zusätzlichen Förderung der erneuerbaren 
Energien ein Beitrag zum Klimaschutz geleistet werden könne, wenn durch den EU-ETS 
bereits eine verbindliche Obergrenze für Treibhausgase etabliert sei (Ziffer 415). Dem ist zum 
einen entgegenzuhalten, dass die dadurch erzielte Verteuerung des Stroms aus fossilen E-
nergien in den meisten Fällen unzureichend ist, um die Wirtschaftlichkeit von Strom aus 
erneuerbaren Energien zu gewährleisten (Kemfert und Diekmann, 2009). Zum anderen wird 
völlig außer Acht gelassen, dass es möglich und auch politisch geboten ist, den Emissions-
handel und die Förderung erneuerbarer Energien sinnvoll aufeinander abzustimmen. Dabei 
ist nicht auszuschließen, dass die Emissionsminderung durch erneuerbare Energien bei der 
Festsetzung der Obergrenze für Emissionen nicht angemessen antizipiert wird.  
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aus Sicht des Sachverständigenrates nicht als Pflichtversicherung in der GRV ausgestaltet 
werden muss. 
 
Am wichtigsten sind aber präventive Maßnahmen, wie die Förderung der Qualifizierung, 
insbesondere bildungsferner Schichten, durch bildungspolitische Maßnahmen über den ge-
samten Lebenszyklus hinweg und die Stärkung der privaten Altersvorsorge, wenn Altersar-
mut wirksam verhindert werden soll. 
 
Eine andere Meinung 

540. Ein Mitglied des Rates, Peter Bofinger, teilt nicht die Auffassung der Mehrheit, wonach 
die implizite Besteuerung der Versicherten in der GRV als Argument für eine Einbeziehung 
der (Solo-)Selbstständigen in die GRV nicht ausreiche (Ziffer 530). Die derzeit bestehende 
Begünstigung der (Solo-)Selbstständigen, die auch bei der von der Mehrheit des Sachverstän-
digenrates vorgeschlagenen allgemeinen Versicherungspflicht mit einem Wahlrecht bezüglich 
des Versicherungsträgers bestehen bliebe, schafft einen Anreiz, Beschäftigungsverhältnisse in 
dieser Rechtsform zu gestalten, um der impliziten Besteuerung zu entgehen. Die Tatsache, 
dass die Zahl der abhängig Beschäftigten in den Jahren 2000 bis 2010 um 0,5 vH zurückge-
gangen ist, während die Zahl der (Solo-)Selbstständigen um 29 vH zugenommen hat, deutet 
darauf hin, dass diese Substitutionseffekte ein durchaus beachtliches Ausmaß angenommen 
haben. Sie untergraben die Finanzierungsbasis der Sozialen Sicherungssysteme und führen 
über eine höhere Abgabenbelastung der zwangsweise Versicherten zu zusätzlichen Bestre-
bungen, Tätigkeiten wie beispielsweise Minijobs anzunehmen, die nicht der vollen Sozialver-
sicherungspflicht unterliegen. Eine Einbeziehung der (Solo-)Selbstständigen in die GRV stellt 
somit einen Beitrag zur Stabilisierung der öffentlichen Finanzen dar, der in Anbetracht der 
zu erwartenden demografischen Herausforderungen dringend geboten ist. 
 
541. Zudem hält es dieses Ratsmitglied für erforderlich, im Rahmen der Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung einen allgemeinen Freibetrag für Vermögenseinkommen 
einzuführen. Ansonsten wäre es, wie von der Mehrheit zutreffend festgestellt wird, für Perso-
nen, die in der Ruhestandsphase nur einen Rentenanspruch in Höhe der Grundsicherung er-
warten, rational, nicht privat für das Alter vorzusorgen, da zum Beispiel eine Riester-Rente 
voll mit dem Anspruch auf Grundsicherung im Alter verrechnet würde (Ziffer 525). Dies ist 
schwer zu vereinbaren mit dem Bestreben der Politik, durch Zulagen die private Altersvorsor-
ge gerade von Menschen mit geringen Einkommen zu fördern, um auf diese Weise Altersar-
mut zu vermeiden.  
 
So gesehen ist ein allgemeiner Freibetrag durchaus geeignet, Altersarmut zu reduzieren. Dass 
dies mit zusätzlichen Belastungen einhergeht, ist nicht zu bestreiten. Diese ließen sich ganz 
einfach durch eine gesetzliche Rentenversicherungspflicht der (Solo-)Selbstständigen finan-
zieren. Diese würden damit zwar Rentenansprüche erwerben. Da viele der so tätigen Men-
schen jedoch nur vergleichsweise geringe Einkommen erzielen, wäre ihr Rentenanspruch häu-
fig nicht höher als die ihnen ohnehin zustehende Grundsicherung. 
 
Soweit die Meinung dieses Ratsmitglieds. 
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